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Die diplomatische Interessen-Vertretung 
Liechtensteins durch die Schweiz 
Die offizielle Anerkennung der DDR - die Entstehung des Übereinkommens (I) 

Der Schleier des Geheimnisses um 
die diplomatische Anerkennung der 
DDR durch Liechtenstein ist gelüf­
tet worden: Liechtenstein hat  die 
DDR aufgrund eines offiziellen 
Schrittes diplomatisch anerkannt. 
Das hierzulande durch einen 
Pressebericht publik gewordene 
Problem, dass nämlich die DDR die 
diplomatischen Beziehungen zur 
Schweiz nicht gleichzeitig und 
automatisch als solche zu Liechten­
stein betrachte, stellte die Regie­
rung vor eine heikle Aufgabe. Zum 
erstenmal in neuerer Zeit — und 
zum zweitenmal überhaupt — hatte  
ein Staat die Handhabung der di­
plomatischen Interessenvertretung 
Liechtensteins durch die Schweiz, 
wenn auch nur um eigennützige, 
undurchsichtige Vorteile bedacht, 
in Zweifel gezogen. Obwohl der  Re­
gierungschef in Abrede zu stellen 
versuchte, die DDR habe Liechten­
stein zu einer formellen und offi­
ziellen Anerkennung gezwungen, 
so ist daran nur soviel richtig, als 
die nun in offizieller Weise unter­
nommenen Schritte nichts anderes 
bedeuten als frühere Vorgänge 
ähnlicher oder gleicher Art  — 
allerdings in nichtoffiziellem Rah­
men. 

Notenwechsel DDR—Liechtenstein 
Freilich setzte der zwischen der 
DDR und Liechtenstein stattgefun­
dene Notenwechsel, der die Auf­
nahme diplomatischer Beziehungen 
und die Wahrnehmung der diplo­
matischen und konsularischen In­
teressen durch die Schweiz bekräf­
tigt, eine Intervention der DDR vor­
aus. Die nun gefundene Lösung — 
offizielle Anerkennung, jedoch 
schweizerische Vertretung — hat 
für einmal noch das Problem der di­
plomatischen Interessenvertretung 
zu bewältigen vermocht, ohne ein 
schwerwiegendes Präjudiz zu 
schaffen. Trotzdem schliesst sie ein 
Nachziehen anderer Staaten nicht 
aus. Zudem fällt der Anerkennungs­
wunsch der DDR zu einem Zeit­
punkt, als im Innern des Landes die 
Forderungen nach vermehrter 

' aussenpolitischer Aktivität und 
Selbstdarstellung immer unüber-
hörbarer und konkreter werden, 
aus der Schweiz stimmen zu ver­
nehmen sind, die eine Ueberprü-
fung der liechtensteinischen Ver­
träge mit der Eidgenossenschaft 
fordern und schliesslich im übrigen 
Ausland den Kleinstaaten gegen­
über eine ambivalente Haltung — 
Einladung zur Europäischen Sicher­
heitskonferenz; in der UNO der 
wertminderne Begriff der Mikro-
staaten — eingenommen wird. 

Wenn  im Augenblick für Liech­
tenstein keine unüberwindbaren 
Hindernisse entstehen, ist dies 

nicht zuletzt dem relativ freien 
Rahmenübereinkommen über die 
diplomatische Vertretung zu ver­
danken. Doch anderseits ist es gera­
de dieser Rahmen, der die Schwie­
rigkeiten mit sich bringt. 

Entstehung des Uebereinkommens 
Das Grundelement der diplomati­
schen Interessenvertretung sind 
zwei Briefe: Eine Anfrage der liech­
tensteinischen Gesandtschaft und 
eine generelle Zusage des Eidge-
nössichen Politischen Departe­
mentes. Am 21. Oktober 1919 fragte 
der liechtensteinische Geschäftsträ­
ger in Bern, Dr. Emil Beck, im Auf­
trage der Fürstlichen Regierung an, 
ob die Schweiz bereit wäre, «die 
Vertretung der liechtensteinischen 
Interessen in den Ländern zu über­
nehmen, wo das Fürstentum keine 
Vertretung hat, während die 
Schweiz eine solche besitzt». In 
dem Schreiben wird ferner betont, 
dass die Regierung trotz der gerin­
gen Zahl der im Ausland lebenden 
Liechtensteiner grossen Wert  auf 
eine Vertretung lege. 

Bereits am 24. Oktober 1919 er­
klärte sich der Bundesrat grund­
sätzlich damit einverstanden. Und 
drei Tage später beschloss der Bun­
desrat die Uebernahme der diplo­
matischen Interessenvertretung, in­
dem er auch gleichzeitig die in 
Frage kommenden Staaten verstän­
digte. Insgesamt 18 Länder wurden 
über die schweizerische Botschaft 
verständigt, 11 Staaten über ihre 
Konsulate in Bern. Sieben Regie­
rungen mussten — mangels eigener 
Vertretung — direkt angefragt wer­
den. 

Drei liechtensteinische Wünsche 
Die auslösenden Aktivitäten aller­
dings hatten bereits ein halbes J ah r  
vorher begonnen. Am 22. April 1919 
trug deT liechtensteinische Landes­

verweser, Prinz Karl von  Liechten­
stein, anlässlich einer Einladung in 
Bern dem Vorsteher des Politischen 
Departementes, Bundesrat Calon-
der, drei Wünsche vor:  
• Liechtenstein wolle in Bern eine 

Botschaft errichten 
• Die diplomatische Vertretung 

sollte an die Schweiz übertragen 
werden 

• Das Fürstentum möchte sich 
durch eine Reihe von Verträgen 

an die Eidgenossenschaft bin­
den. 

Doch er wie auch Prinz Eduard, 
als Botschafter der neu errichteten 
Gesandtschaft in Wien, der kurz 
nach seiner Akkreditierung in Bern 
einen Besuch abstattete, fanden 
noch keine konkrete Stellungnah­
men. 

Der erste der drei liechtensteini­
schen Wünsche ging rasch in Erfül­
lung. Am 13. August 1919 konnte 

Verbandsmusikfest 

Die Ehrengäste beim 26. Verbandsmusikfest in Mauren vom vergangenen 
Sonntag. Wir erkennen im Vordergrund links: Landtagsvizepräsident Dr. 
Alexander Frick, rechts: Landtagspräsident Dr. Karlheinz Ritter. Am zwei­
ten Ehrentisch links: Vizeregierungschef Dr. Walter Kieber, neben ihm 
(verdeckt) der Landtagsabgeordnete Dr. Ernst Büchel, Vorsteher Werner 
Matt, die Abgeordneten Dr. Malin und Anton Gerner. Lesen Sie einen 
ausführlichen Bericht der Festlichkeiten im Rahmen des diesjährigen Ver­
bandsmusikfestes im Innern der heutigen Ausgabe. (Foto: A. Kieber) 

Dr. Emil Beck bereits sein Beglaubi­
gungsschreiben dem Bundesrate 
überreichen. 

Auch das angestrebte System von 
schweizerisch-liechtensteinischen 

Verträgen ha t  sich im Laufe der fol­
genden Jahre zur Befriedigung 
Liechtensteins lösen lassen. 

Wenn auch sowohl die Haltung 
der  Schweiz als auch die Lösung 
mit der Schweiz uneingeschränktes 
Lob hervorriefen, zeigten sich recht 
bald unterschiedliche Beurteilun­
gen hinsichtlich des Vorgehens. 
Das unkoordinierte Nebeneinander 
der Botschaft in Wien, mit den In­
tentionen des Fürsten, und der Bot­
schaft in Bern, mit Rückendeckung 
der Regierung, brachte — wohl 
auch durch die schlechte Kommuni­
kationsmöglichkeit der  damaligen 
Zeit — mancherlei Probleme. 

Ein liechtensteinischer Geschäfts­
träger in Paris? 
Denn während in Wien noch der 
Gedanke abgewogen wurde, den 
liechtensteinischen Geschäftsträger 
in Bern auch in Paris akkreditieren 
zu lassen, um bei einer Grossmacht 
direkteren Einfluss ausüben zu kön­
nen hinsichtlich der ungeklärten 
Sachlage mit der Tschechoslowa­
kei, die durch ihre Lieferungen le­
bensnotwendiger Güter sowie den 
Besitzungen des Fürsten v o n  lebhaf­
tem Interesse war, hatte Dr. Beck 
mit seinem Antrag — und die 
schweizerische Regierung mit ihrer 
Anfrage in Paris — diese Vorstel­
lung bereits unterlaufen. Die Wie­
ner Botschaft vertrat mit Vehemenz 
die Auffassung, eine eigenständige 
Nachfrage bei den einzelnen Staa­
ten hätte zur Stärkung der liech­
tensteinischen Position bei der be­
vorstehenden Verhandlung mit dem 
Völkerbund beigetragen. Demge­
genüber stand die Ansicht der Ber­
ner Botschaft, dass sich ausländi­
sche Regierungen nicht leisten 
könnten, eine Mitvertretung Liech­
tensteins abzuschlagen, ohne der 
Unfreundlichkeit geziehen zu wer­
den. 

Ein halbes Jahr  später hatte 
schon ein Grossteil der angefragten 
Staaten seine Zustimmung zur di­
plomatischen Vertretung Liechten­
steins durch die Schweiz gegeben. 

Konstruktive Mitarbeit Liechtensteins 
zur Sicherheit in Europa 
Nach der Aussenministerkonferenz in Helsinki 
Die vielen Worte der 33 europäi­
schen und 2 überseeischen Aussen-
minister in Helsinki sind verklun­
gen. Der erste Teil der zweiten Pha­
se der «Konferenz für Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa» ist 
damit zu Ende gegangen. Die Fort­
setzung soll im September in Genf, 
der Abschluss im nächsten Jahr,  
wiederum in der finnischen Haupt­
stadt, erfolgen. 

Wie  schwierig die Genfer Exper­
tenkonferenz werden wird, davon 
hat der sowjetische Aussenminister 
Gromyko ein eklatantes Beispiel 
geliefert. Weitgehend alle Konzes­
sionen, die den Russen während der 
Vorkonferenz abgerungen worden 
waren, und die optimistische westli­
che Kreise als Erfolge feierten, 
fegte e r  mit seiner Rede unter den 
Tisch. Indes, dass der Status quo in 
Europa festgelegt worden wäre, 
davon kann keine Rede sein, ge­
schweige denn, dass dem Westen  
die Festlegung des Status quo 
aufgezwungen worden wäre. Es gab 

keine Kapitulation des Westens, 
keine Unterschrift unter die Bresch­
new-Doktrin der begrenzten Souve­
ränität, keinen Segen für die An­
sprüche der Hegemonialmacht Sow­
jetunion über den osteuropäischen 
Teil der  Welt. 

Allerdings zeigten sich, jedoch 
nicht nur  im Ost-West-Verhältnis, 
sondern auch im innerwestlichen, 
unter Berücksichtigung der Stel­
lung Rumäniens auch im inneröstli-
chen, krasse Gegensätze, die nun 
durch Expertenkommissionen in 
langwierigem Feilschen auf einen 
gemeinsamen Nenner gebracht 
werden müssen. 

Unter den Empfehlungen, die von 
der Vorkonferenz ausgearbeitet, 
von den Aussenministern bestätigt 
wurden und nun a n  die einzelnen 
Kommissionen weitergeleitet wer­
den, ragen — wie e s  sich für diese 
Konferenz gehört •— die Fragen der 
Sicherheit in Europa hervor. Doch 
auch die Zusammenarbeit in den 

Bereichen der Wirtschaft, der Wis­
senschaft und der Technik sowie 
der Umwe't und  die Zusammenar­
beit in humanitären und anderen 
Bereichen sind von grosser Wich­
tigkeit. Letztere dürften sowieso, 
aufgrund der starren Haltung der 
Sowjetunion, die in ihrer Angst vor  
jeglicher liberalen Oeffnung gegen 
den Westen gründet, am meisten 
Schwierigkeiten bieten. 

Freilich, die Sicherheit Europas 
ist — nicht etwa im sowjetischen, 
sondern im eigentlich militärischen 
und  politischen Sinne — wieder 
wichtiger geworden. Das sowje­
tisch-amerikanische Atomwaffen-
Abkommen, vor  kurzem durch 
Breschnew und Nixon unter Dach 
und Fach gebracht, sowie das selt­
sam unkonkrete, eher passive Ver­
halten der Amerikaner in Helsinki 
setzen deutlich Zeichen. Für die 
europäische Sicherheit gilt, nicht 
zum Spielball eines Bilaterialismus 
der Atomgiganten zu werden. 

Regierungschef Hilbe sprach sich 
— wenn auch sein Beispiel hier 
etwas vermessen erscheint — in 
seiner Rede vor den versammelten 
Aussenministern Europas sowie Ka­
nadas und den USA in diesem 
Sinne für eine Entspannung aus, die 
jedoch durch den alleinigen Abbau 
der machtpolitischen Gegensätze 
nicht genügend beständig sei. 

Die Teilnahme unseres Landes — 
die Hamburger «Zeit» stellte es 
neben dem Heiligen Stuhl und San 
Marino als Kleinstgebilde vor; die 
«Süddeutsche Zeitung» reihte uns 
unter die blockfreien Staaten — an  
der Sicherheitskonfrenz zeigte 
einerseits, wie unübersehen auch 
ein kleines Land in Europa auf­
scheint, andererseits, dass auch ein 
Kleinstaat im Rahmen seiner be­
grenzten Möglichkeiten konstrukti­
ve Mitarbeit zu leisten imstande ist: 
Hervorzuheben ist dabei die Arbeit 
der liechtensteinischen Delegation 
an den Vorgesprächen, aber auch 
die Präsenz des Aussenministers 
und der Parlamentarier. 

Der französische Aussenminister 
prägte in seiner — recht eigenwilli­
gen — ,Rede den Satz: «Wer sich 
aufgibt, wird aufgegebenl» 

Auf unsere Situation angewendet 
heisst dies: Man soll so weiterma­
chen! 
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